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D I E  K U N D E N B E S C H W E R D E S T E L L E  B E I M  B V R  5

N E T Z W E R K  D E R  S C H L I C H T U N G S S T E L L E N  1 2

D I E  O M B U D S P E R S O N E N  1 3 

S T A T I S T I S C H E  A N G A B E N  1 7

H Ä U F I G E  P R O B L E M S T E L L U N G E N  2 3

W E I T E R E  A N G A B E N   5 3

A N H A N G  5 9

A )  K R E D I T G E S C H Ä F T  2 4

B )  K O N T O F Ü H R U N G  3 0

C )  G I R O K O N T O  F Ü R  J E D E R M A N N  3 7

D )  A N L A G E B E R A T U N G  4 0

E )  Z A H L U N G S V E R K E H R  4 2

F )  S P A R V E R K E H R  4 5

G )  D E P O T F Ü H R U N G  5 0

H )  A N D E R E  S A C H G E B I E T E  5 2

h )  A n d e r e  S a c h g e b i e t e

Die Antragsteller verlangten mitunter von den Ban-
ken die Herausgabe von Drittkosten, die diese als 
kontoführendes Institut für die Vermittlung des 
Depotgeschäfts an die depotverwaltende Kapital-
anlagegesellschaft Union Investment erhalten
haben. Der Streitschlichter klärte in diesem Fall 
darüber auf, dass der Anleger außerhalb des provi-
sionsvertraglichen Vertragsverhältnisses steht und 
keinen Herausgabeanspruch hat, wie der Schlich-
tungsvorschlag H 37/19 aufzeigt:

Der Antragsteller verlangt von der Bank die Erstat-
tung von Drittkosten, welche die Bank von der (de-
potführenden) Union Investment erhalten hat. Das 
Depot wurde durch die Bank als dem kontoführen-
den Finanzinstitut des Antragstellers vermittelt. Die 
Bank hält das Provisionsmodell für rechtmäßig und 
verweist auf die geltenden Informationspflichten.

Den Schlichtungsantrag kann ich nicht befürworten.

Ein Erstattungsanspruch steht dem Antragsteller 
nicht zu.

Der Antragsteller ist weder Leistender von Vergü-
tungen beziehungsweise Provisionen und kann da-
her auch nicht im Sinne einer ungerechtfertigten 
Bereicherung (§ 812 Absatz 1 BGB) anspruchsbe-
rechtigt sein. Der von ihm beanstandete Geldfluss 
tangiert auch nicht unmittelbar seine Vertragsbe-
ziehungen zur Union Investment, bei der er das 
Depot unterhält.

Ich erläutere das wie folgt: In Deutschland domi-
niert die provisionsbasierte Anlageberatung. Dabei 
wird ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen 
(Bank), das eine Beratung anbietet, zumindest teil-
weise von den Anbietern oder Emittenten von Fi-
nanzinstrumenten vergütet. Beim Kunden, der ei-
nen Berater etwa in der örtlichen Filiale seiner Bank 
aufsucht, kann dadurch der Eindruck entstehen, die 
Beratung, hier die Depotvermittlung, sei kostenlos. 
Die Zuwendung ist aber letztlich eingepreist.

Der etwas spröde Begriff der Einpreisung meint, 
dass das (depotführende) Unternehmen im Rahmen 
seiner eigenen Preisgestaltung auch abzuführende 
Vergütungen/Provisionen miteinkalkuliert. Die kal-
kulatorischen Grundlagen dieser Preisbildung sind 

nach allgemeinen Grundsätzen nicht einmal offen-
barungspflichtig. Welchen Preis ein Unternehmen 
für seine Produkte und Dienstleistungen berech-
net, unterliegt im Rahmen seiner Geschäftspolitik 
zunächst allein seiner eigenen Entscheidung. Daher 
sind Allgemeine Geschäftsbedingungen hinsicht-
lich der Preisgestaltung für die angebotenen 
(Haupt-)Leistungen nicht einmal einer AGB-rechtli-
chen Inhaltskontrolle im Rahmen von § 307 BGB zu-
gänglich, weil insoweit die sogenannte Preisfreiheit 
gilt. Im Rahmen der Vertragsfreiheit ist es Sache 
des Kunden, ob er sich zu den angebotenen Kondi-
tionen auf einen Vertragsschluss einlassen will.

Vorliegend kommen aber zusätzlich finanz-
marktrechtliche Informationspflichten zum Tragen. 
Sie beruhen auf der Umsetzung der europäischen 
Finanzmarktrichtlinie (MiFID II) und den Vorschrif-
ten des WpHG (vergleiche § 70 Absatz 2 WpHG). 
Zur Vermeidung beziehungsweise Offenlegung 
denkbarer Interessenkonflikte müssen Wertpapier-
dienstleistungsunternehmen solche Zuwendungen, 
die im Zusammenhang mit einer Dienstleistung 
fließen, gegenüber dem Kunden offenlegen. Das 
ist hier geschehen.

Daraus ergibt sich aber nicht, dass es sich um eine 
Leistung des Antragstellers an die Bank handelt, 
für die es einer (vertraglichen) Rechtsgrundlage be-
dürfte. Es handelt sich vielmehr um eine Leistung 
im Verhältnis zwischen der Bank und Union Invest-
ment, die nicht dem Einflussbereich des Antragstel-
lers unterliegt.

Nun mag der Antragsteller argwöhnen, dass er 
selbst zumindest mittelbar die Kosten für die Zah-
lungen (mit-)trägt. In wirtschaftlicher Hinsicht kann 
ich ihm da auch letztlich nicht widersprechen. 
Gleichwohl gelten aber die eingangs aufgezeigten 
Grundsätze der Preisfreiheit. Als Kunde hat er 
allenfalls die Möglichkeit, anstelle einer provisions-
basierten eine unabhängige Honorar-Anlagebera-
tung in Anspruch zu nehmen. Allerdings bieten dies 
bislang nur wenige Wertpapierdienstleistungs-
unternehmen an. Das zumeist nicht unbeträcht-
liche Honorar muss dann natürlich vom Anleger 
unmittelbar selbst gezahlt werden. Der Antragsteller
sollte akzeptieren, dass er keinen Erstattungsan-
spruch hat.


